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Besetzung von Führungspositionen 

§ 17. (1) Gemäß den Vorgaben in der Anlage sind bei allen Funktionen Bewerberinnen, die gleich 
geeignet sind als der bestgeeignete Mitbewerber, bevorzugt zu bestellen, sofern nicht in der Person eines 
Mitbewerbers liegende Gründe, die gegenüber Bewerberinnen keine mittel- oder unmittelbar 
diskriminierende Wirkung haben, überwiegen. Im Falle einer Unterrepräsentation sind geeignete Frauen 
zu motivieren, sich zu bewerben. 

(2) Frauenförderung muss bereits bei der Besetzung von Stellvertretungen beginnen. Die 
Ausschreibung auch dieser Funktionen hat zu erfolgen. 

(3) Die Ausschreibungstexte müssen so formuliert sein, dass sich speziell Frauen zur Bewerbung 
motiviert fühlen. Sofern Frauenförderungsmaßnahmen nach den §§ 11b und 11c des B-GlBG geboten 
sind, ist in den Ausschreibungen ausdrücklich darauf hinzuweisen. Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmern in Elternkarenz werden Ausschreibungen in einem eigenen Teamroom zur Kenntnis 
gebracht. 

(4) Im Ausschreibungstext sind Bewerberinnen und Bewerber aufzufordern, zu Fragen der 
Frauenförderung und Gleichbehandlung Stellung zu beziehen. 

(5) Erfolgen keine Bewerbungen von Frauen, sind von der Dienstbehörde geeignete Maßnahmen im 
Sinne von § 16 Abs. 3 zu setzen, um Frauen für die Übernahme von Führungsverantwortung zu 
qualifizieren und zu motivieren. 

(6) Kriterienkataloge für Bewerbungsgespräche sind so zu erstellen, dass sie Frauen weder direkt 
noch indirekt benachteiligen. Zur Beurteilung von Führungsqualitäten sind auch weiterhin Kriterien wie 
z. B. soziale Kompetenz heranzuziehen. 

(7) Die Kommissionen gemäß Ausschreibungsgesetz und die nachgebildeten haben die zuständige 
Gleichbehandlungsbeauftragte oder den zuständigen Gleichbehandlungsbeauftragten als nicht 
stimmberechtigte Sachverständige bzw. nicht stimmberechtigten Sachverständigen beizuziehen. Hearings 
sollen grundsätzlich in allen Fällen abgehalten werden. Auf die Bestimmungen des § 12 Abs. 1a 
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Ausschreibungsgesetz 1989, BGBl. Nr. 85, in der geltenden Fassung, und des § 10 Abs. 1 B-GlBG wird 
verwiesen. 

(8) Die in den Absätzen 1 bis 7 genannten Maßnahmen sind auf Verlangen der 
Gleichbehandlungsbeauftragten in regelmäßigen Gesprächen zwischen Gleichbehandlungsbeauftragten 
und Personalverantwortlichen zu beraten und deren Umsetzung zu beobachten. 

(9) Bei der Besetzung von Stabstellen und der Einrichtung von Kompetenzstellen ist darauf zu 
achten, dass die Repräsentanz von Frauen und Männern in diesen Aufgabenfeldern ausgewogen ist. 

Zuletzt aktualisiert am 

05.12.2025 

Gesetzesnummer 

20013036 

Dokumentnummer 

NOR40273148 


